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Lieehtensteinischer Landtag. Session 1906. 

Land tagssi t7, ung 

am 17. November 1906. 

Anwesend sind der Herr Regie. r7. ingskommiissdr und sämtliche 

Ahgeordneten. 

1. N, -ch Rröffnung der Sitzung leisten sämtliche Abgeordneten 

den vorgeschriebenen Verfassungseid. 

2. Der Präsident verliest die Note der fstl. Regierung ilber 

die BestUtigung des randtagspräsidiums durch den LandeafiZr- 

sten; er erinnert die Abgeordneten an die ihnen im Sinne 

des abgelegten Verfassungseides obliegenden Pflichten und 

beantragt, zur Pröffnung ein Hoch auf Seine Durchl(ucht 

auszubringen, in welches sumtliche Anwesende einstimmen. 
3. Das Protokoll der letzten Sitzung wird verlesen und ge- 

nehmigt. 

4. Lesung und Prpfung der Landesreehnung pro 1905. Abg. rng. 

SCHÄDLRR ersucht um Auskunft Uber die fi. ir Rheinschutzbauten 

erfolgte Budgetüberschreitung. 

Der Reg. Kommissdr erklärt, daß diese Uberschreitung durch 

die am Rhein tatsächlich gegebenen Verhältnisse und unbe- 

dingt notwendig gewesenen Bauteninshesondere Verstärkung 

der Wuhrfundamente entstanden seien. 

Irer Präsident bringt vor, daß es im Sinne der Verfassung 

sei, daß die bewilligten Kredite bestmöglichst eingehalten 

werden und sollten speziell durch Rheinbauten notwendig 

werdende Bu4getüberschreitungen vom technischen Bureau der 

Regierung zur Mitteilung an den Landtag betiehungsweise Lan- 

dasausachuß bekannt gegeben worden. 

Zum Titel RUfeschutzbauten bringt der Abg. WALSFR an, daß die 

hiefür ergehenden Kosten in Vorhinein und mit Beiziehung 

der beteiligten Gemeinden und Privaten unter diese Verteilt 

worden sollten. 
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Der Präsident stimmt dieser Anregung mit dem Bemerken bei, 

(laß zur Tragung der Baukosten der nendler RUfe unbedingt 
die Staatsbahn hätte herbeigezogen werden sollen. 

7um Punkte 8 Sonstige Auslagenn bemängelt der Abgeordnete 

Schlegel, daß die 3 ersten Posten: 

a) Mehrko§ten für den Bau des Regierungsgebdudes K 51501.14 

b) Inventaransehaffung zum Dto. K 23851.94 

a) Kosten für die Uingeb4ungsarbeiten K 4500. -- 
vom Landtage nicht bewilligt worden seien; er halte eine 

solche unverhältnismäßig hohe Kreditüberschreitung ffif ver- 
fa38ungswidrig und werde dadurch das Recht des Landtages 

zur Kreditbewilligung illusorisch. 

Hierauf erklärt der 3egierungsAommisadr, daß man bei Beginn 

des paues über verschiedene Kosten keinen richtigen Über- 

blick gehabt habe, daß er sich jedoch diesbeziiglieft nicht 

den mindesten Vorwurf der Inkorrektheit gefallen lasse; er 

bezieht sieh auf § 45 der Verfassung und bemerkt, daß er 

wdhrend der Ausführung des Baues über alle einzelnen Posten 

und sich ergebenden Kosten sowohl dein Dom Landtage bestell- 

ten Baukomitee als auch dem Präsidenten und bandesausschuSSe 

Mitteilung gemacht und die nitigen Vorkehrungen im Rinver- 

stöndnisse mit diesen ausgeführt habe. Der Verfassung gemUß 

werde daher diese Kreditüberschreitung dem Landtage zur 

nachträglichen Genehmigung vorgelegt. 

Die ganze Landesrechnung wird hierauf genehmigt. 

5. ) Prüfung der SparAasserschnung und der öffentlichen 

Fondsrechnungen von Jahre 1905. 

Der nräsident referiert hierUber im Kinzelnen aus dem Kom- 

missionsberichte und betontg daß die Rechnungsführung der 

Sparkasse und der öffentlichen Fonde in allen Peilen korrekt 

ist. 

Abg. Walser stellt die Anfrageg ob durch die im Komm-Bericht6 

zitierte Vero-dnung (ad a) die Sparkasse zur Dotierung der 
ponde a7is dem Reserzgefond verpfliehtet werde. 
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Abg. Ing. Sohddler ersucht um Aufschluß, ob diese Dotierung 

f! )Ir alle rom Lande verwalteten Fonde in Aussieht genommen 

sei. 

Diese beiden Anfragen becintwortet der Regierungs-Chef dahin, 

daß solche Potierangen der Fonde aus dem Reservefond der 

Sparkasse nur !! her Vorschlag der Regierung durch den 4an, 1- 

tag geschehen und daß nur die im Rigentum des Landes stehen- 

den Fonde hief; (ir in Aussicht genommen seien. Rr bringe hiezu 

weiter in Vorschlag, daß von der SparkasseAommission die 

Fragen erörtert werden, ob nicht die Bestimmung der SparAaz- 

sestatuten, daß der Reservefond der Sparkasse 10 % des 

Rechnungsvermögens betragen soll, besser außer Kraft ge- 

setzt wUrde un. d ob nicht dem Lande kýUnftig die durch die 

Verwaltung der Sparkasse ergehenden Kosten durch diese zu 

ersetzen sind. 

Die unter a und b des Komnissioneberichtes aufgeführten neu, - 

en Anordnungen sowie die ganze Sparkasserechnung worden 

hierauf genahmigtg ebenso die Rechnungen des 1. Armanfondes, 

1. Sý--hulfibndes, Dr. Graß'schen Stifunte des fstl. Lendeswohl- 

tUtigkeitsfondes, des Pensionsfondes, Depositenrechnung, 

Kriß"sehe und Lutische Stiftung und des 7ehentablösungsfon- 

des des Churer Domkapitels. 

6. ) Frste Lesiýng des Budgets für das Jahr 1907. 

Zum Titel Schulwesen benerAt der Reg. -Kommissdr, daß der Ge- 

halt für den neu angestellten Sekundarlehrer in Rschen per 
2400 K im Voranschlage noch nicht enthalten sei, was der 

T, andtag zur Kenntnis nehmen solle. 

Abg. Schlegel stellt die Anfrage, wie weit die von letzten 

Landtag beschlossene Sache der Gründung einer Unterrealschu- 

la in Vaduz b92, iehungsweise Umwandlung der bestehenden 

Landesschule in eine solche gediehen sei. 

Diese Anfrage wird vom Rey, -Komrnissär beantwortet, daß er im 

Vereine mit dem Sehulkommissdr in der Sache 2? rhebungen ge- 

pflogen habeg welche jedoch noch nicht zurg Abschlusse ge- 
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langt seien. 
Abg. Ing.. SCHÄDLPR bringt vorx daß im vorigen Landtage die 
Besehlußfassung über die Rrrichtung dieser Unterrealschule 

in Rschen miteinander verbunden war; nun sei ein Teil die- 

ses Beschlusses ausgeführt worden, der andere aber nicht, 

er hoffe deshalbg daß die Angelegenheit tunlichst befördert 

und wenn möglich tn dieser Session noch einmal zur Verhand- 

1�, ng komme. 

Der Reg7Komrnisadr weist auf die mit der Gründung dieser 

Schule verbundenen Schwierigkeiten hin und setzt im Nähern 

auseinander, warum der bezügliche Landtag2beschluß bisher 

nicht zur Ausführung gelangen konnte. 
Uber eine wegen Verwendung des alten Landgeriehtsgebdudes 

entstehende Diskussion sind der Präsident und der Reg. -Kom- 
misadr dahin einig, daß dieses Gebäude bis auf Weiteres fUr 

Schulzwecke reserviert bleibt. 

Bein Titel Verkehraweaen reAlarifert Ing. Schädler, daß im in- 

terurbanen Polephonverkehr von den 7entralen in Vorarlberg 

aus mit verschiedenen Stationen im Auslands verkehrt wer- 

den könne, deren Anschluß von Liechtenstein aus nicht er- 

laubt sei. 

Der Reg. -Ko? nnissdr gibt die 7, usage, zur Abhilfe dieses Ubel- 

standes sieh kompetenten Orites zu verwenden. 

Der Präsident bringt den Abschluß eines Postvertrages mit 
Österreich zurSpraehe und beklagt, daß die von der Postdi- 

rektion den hiesigen Postämtern bewilligten Pauschalien zur 

Bezahlung der Briefträger im Verhältnis des hiesigen Ver- 

kehrs und der hier herrschenden Teuerungsverhältnisse viel 

zu nieder benissesn seien. 

Herrh jýabinottsrat gibt bekannt, daß die Rinleitung bezilg- 

lieh Abschluß dieses Vertrages beim österr. Handelamintete- 

rium gepflogen worden sei; er resümiert den gegenwärtigen 

Stand der Angelegenheit. 

7. )flandelavertrag zwischen Österreich- Ungarn und der 

116 

e-
ar

ch
iv.

li



Schweiz. 

Der Reg. -Kommissär erstattet Bericht über die dem Vertrage 

vorausgegangenen Verhandlungen. 

Rr sei ebenfalls der Ansicht, do% ejr von Österreich mtt 

der Schweiz geschlossene Vertrag für unser rand nicht be- 

sonders günstig sei. Ra sei eben bei den VortragsDerhandlun- 

gen nicht möglich gewesen, mehr zu erreichen. Wollte Liech- 

tenstein den von Österreich mit der Schweiz geschlossenen 

Staatsvertrag nicht auch für sieh nicht anerkennen, so 

hdtte es im Sinne des mit Österreich bestehenden 7ollDertra- 

ges nur den einen Ausweg, daß es diesen letzteren Vertrag 

künden würde und so müssen wirt notgedrungen von 2 Ubeln 

das lileinerewdhlen und dem Handelsvertrag mit der Schweiz 

unsere Zustimmung geben. 

In der sich hierauf antspinnenden Debatte kommt allgemein 

die Keinung zum Ausdruck, daß bei Abschluß dieses Handels- 

vertrages die Interessen der Grenzbewohner von Vorarlberg 

und Liechtenstein zu, Gunsten der btý., willigten Schlachtvieh- 

ausfuhr aus Ungarn preisgegeben worden seien. 

Um 12 Uhr wird die Verhandlung geschlossen. 

In der heutigen Sitzung genehmigt. 

Vaduz, 19. November 1906. 

gez. Friedr. llalser. gez. Dr. Alb. Schiidler. 

gez. Josef marxer. 
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